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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Bekämpfung der Schwarzarbeit  
und illegalen Beschäftigung 

A. Problem und Ziel 
Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, zur Stärkung der Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung, des Sozialversicherungsbetrugs, der Schwarzarbeit und der 
illegalen Beschäftigung die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Aufgaben-
wahrnehmung durch die für die Schwarzarbeitsbekämpfung zuständigen Behör-
den sowie die informationstechnologische Ausstattung der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit der Zollverwaltung zu verbessern und wirkungsvoller auszugestal-
ten. 

Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung schädigen in erheblichem Maße die 
Volkswirtschaft, haben gravierende Beitragsausfälle in der Sozialversicherung 
zur Folge und gehen dadurch zulasten der Solidargemeinschaft. Darüber hinaus 
beeinträchtigen Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung den Wettbewerb. Ge-
setzestreue Unternehmen können im Wettbewerb gegen die illegal handelnden 
Anbieter, die oft erheblich günstigere Angebote abgeben, nicht bestehen und wer-
den in ihrer Existenz bedroht. Dies führt zum Verlust von legalen Arbeitsplätzen 
und verhindert die Schaffung neuer legaler Arbeitsplätze. Zusätzlich schädigen 
illegale Beschäftigungsverhältnisse rechtstreue Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
die mit ihren Sozialversicherungsbeiträgen die entstehenden Ausfälle ausgleichen 
müssen. 

Mit diesem Gesetz werden die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Prüfungs- 
und Ermittlungstätigkeiten der Finanzkontrolle Schwarzarbeit und der zuständi-
gen Landesbehörden verbessert und die Voraussetzungen für die Optimierung der 
informationstechnologischen Ausstattung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit ge-
schaffen. 

B. Lösung 
Um die Prüfungs- und Ermittlungstätigkeiten der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
zu stärken, ist vor allem die Aktualisierung des Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setzes erforderlich, um die Implementierung eines neuen IT-Verfahrens zur Vor-
gangsbearbeitung und Erfassung der Arbeitsstatistik zu ermöglichen und damit 
die informationstechnologische Ausstattung zu optimieren. 
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Im Interesse einer effizienteren Aufgabenwahrnehmung ist der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit durch eine Änderung des Straßenverkehrsgesetzes der automati-
sierte Zugriff auf das Zentrale Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes zu 
ermöglichen.  

In das Vierte Buch Sozialgesetzbuch ist aufzunehmen, dass der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit die Zuständigkeit für die Ahndung von Meldeverstößen nach dem 
Vierten Buch Sozialgesetzbuch auch dann zukommt, wenn die Verstöße in einem 
Ermittlungsverfahren aufgedeckt wurden.  

Um auch die Aufgabenwahrnehmung der Landesbehörden zu verbessern, die für 
die Bekämpfung der handwerks- und gewerberechtlichen Schwarzarbeit zustän-
dig sind, erhalten diese – entsprechend ihrer im Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setz normierten Aufgaben – eigene Prüfungsbefugnisse. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand sind nicht zu erwarten.  

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand.  

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft erhöht sich der jährliche Erfüllungsaufwand um rund 506 000 
Euro durch neue Mitwirkungspflichten bei Prüfungen zur Bekämpfung der hand-
werks- und gewerberechtlichen Schwarzarbeit durch die zuständigen Landesbe-
hörden.  

Einmaliger Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft entsteht nicht. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft entfällt vollständig auf Bürokratiekos-
ten aus Informationspflichten. 

Die Belastungen werden durch die realisierten Ersparnisse aus dem Gesetz zur 
Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie kom-
pensiert.  

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Länder beträgt der jährliche Erfüllungsaufwand rund 732 000 Euro. Der 
Bund wird jährlich um rund 36 000 Euro entlastet. Damit ergibt sich ein jährlicher 
Erfüllungsaufwand der Verwaltung von insgesamt rund 696 000 Euro. 
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Der einmalige Erfüllungsaufwand für die Verwaltung beträgt 117 000 Euro. 

Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln der Zollverwaltung kann in-
nerhalb der vorhandenen Kapazitäten und der verfügbaren Mittel aufgefangen und 
finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 08 ausgeglichen werden. 

F. Weitere Kosten 
Der Wirtschaft, einschließlich kleiner und mittelständischer Unternehmen, entste-
hen keine weiteren Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise sowie auf das Preis-
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 12. Oktober 2016 

DIE BUNDESKANZLERIN

An den 
Präsidenten des  
Deutschen Bundestages  
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Bekämpfung der Schwarzarbeit 
und illegalen Beschäftigung 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 948. Sitzung am 23. September 2016 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 3 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel 
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Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Bekämpfung der Schwarzarbeit  
und illegalen Beschäftigung 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder und mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 

Das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz vom 23. Juli 2004 (BGBl. I S. 1842), das zuletzt durch … (BGBl. I 
S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§ 9 (weggefallen)“. 

b) Die Angabe zu § 16 wird wie folgt gefasst: 

„§ 16 Zentrales Informationssystem für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit“. 

c) Die Angabe zu § 17 wird wie folgt gefasst: 

„§ 17 Übermittlung von Daten an die Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der Länder, an die 
Finanzbehörden und an die Staatsanwaltschaften“. 

2. Dem § 2a wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Vorlagepflichten nach den Absätzen 1 und 2 bestehen auch gegenüber den nach Landesrecht 
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz zuständigen Behörden in 
den Fällen des § 2 Absatz 1a.“ 

3. Dem § 3 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für die nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz zuständigen Behörden zur Durchführung von Prüfungen 
nach § 2 Absatz 1a, sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass Schwarzarbeit im Sinne des § 1 Absatz 2 
Nummer 4 und 5 geleistet wird.“ 

4. Nach § 4 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Zur Durchführung der Prüfungen nach § 2 Absatz 1a sind die nach Landesrecht für die Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz zuständigen Behörden befugt, Geschäfts-
räume und Grundstücke einer selbstständig tätigen Person, des Arbeitgebers und des Auftraggebers während 
der Arbeitszeit der dort tätigen Personen zu betreten und dort Einsicht in Unterlagen zu nehmen, von denen 
anzunehmen ist, dass aus ihnen Umfang, Art oder Dauer der Ausübung eines Gewerbes, eines Reisegewerbes 
oder eines zulassungspflichtigen Handwerks oder der Beschäftigungsverhältnisse hervorgehen oder abgelei-
tet werden können, sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass Schwarzarbeit im Sinne des § 1 Absatz 2 
Nummer 4 und 5 geleistet wird.“ 

Anlage 1 
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5. § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Dritte, die bei einer Prüfung nach § 2 Abs. 1“ durch die Wörter „Dritte, 
die bei einer Prüfung nach § 2 Absatz 1 und 1a angetroffen werden“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „§ 3 Abs. 1 und 2 sowie des § 4 Abs. 1 und 2“ durch die Wörter „§ 3 
Absatz 1, 2 und 6 sowie des § 4 Absatz 1, 1a und 2“ ersetzt. 

6. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 werden die Buchstaben a bis c aufgehoben. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe a bis c sowie Nr. 2 in 
Verbindung mit Nr. 1 Buchstabe a bis c mit einer Geldbuße bis zu dreihunderttausend Euro,“ gestrichen. 

7. § 9 wird aufgehoben. 

8. § 12 Absatz 1 Nummer 1 wird aufgehoben. 

9. § 16 wird wie folgt gefasst: 

„§ 16 

Zentrales Informationssystem für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 

(1) Die Behörden der Zollverwaltung führen ein zentrales Informationssystem für die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit, in dem die zur Aufgabenerfüllung nach diesem Gesetz erforderlichen Daten automatisiert 
verarbeitet werden. 

(2)  Im zentralen Informationssystem für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit werden folgende Daten 
gespeichert: 

1. Familienname, frühere Namen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt einschließlich Bezirk, Geburtsland, 
Geschlecht, Staatsangehörigkeiten, Wohnanschriften, Familienstand, Berufsbezeichnung, Steuernum-
mer, Personalausweis- und Reisepassnummer, Kontodaten, Sozialversicherungsnummer, bei Unterneh-
men Name, Sitz, Rechtsform, Registernummer und -ort, Vertretungsverhältnisse des Unternehmens, 
Adressdaten, Steuernummer, Betriebsnummer, Kontodaten, 

2. die Bezeichnung der aktenführenden Dienststelle der Zollverwaltung und das Aktenzeichen und 

3. der Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens, der Zeitpunkt der letzten Verfahrenshandlung und der 
Zeitpunkt der Erledigung des Verfahrens, jeweils durch die Behörden der Zollverwaltung, sowie der 
Zeitpunkt und die Art der Erledigung durch das Gericht oder die Staatsanwaltschaft. 

Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung ergänzend weitere Daten bestimmen, 
soweit diese für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit im Rahmen ihrer Aufgaben 

1. zur Vorbereitung und Durchführung von Prüfungen nach § 2 Absatz 1 oder 

2. zur Verhütung und Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die mit einem der in § 2 Ab-
satz 1 genannten Prüfgegenstände zusammenhängen, 

erforderlich sind. 

(3) Im zentralen Informationssystem für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit dürfen personenbezogene 
Daten nur zu folgenden Zwecken verarbeitet und genutzt werden: 

1. zur Vorbereitung und Durchführung von Prüfungen nach § 2 Absatz 1, 

2. zur Verhütung und Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die mit einem der in § 2 Ab-
satz 1 genannten Prüfgegenstände zusammenhängen, 

3. zur Besteuerung, soweit sie im Zusammenhang mit der Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen 
steht, 
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4. zur Erfüllung von Aufgaben, welche den Behörden der Zollverwaltung nach § 5a des Finanzverwal-
tungsgesetzes oder § 17a des Zollverwaltungsgesetzes zugewiesen sind, und 

5. zur Fortbildung im Bereich der Finanzkontrolle Schwarzarbeit, soweit die Daten anonymisiert werden. 

(4) Die Generalzolldirektion erstellt für die automatisierte Verarbeitung nach Absatz 1 eine Errich-
tungsanordnung, die der Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen bedarf. In der Errichtungsan-
ordnung sind festzulegen: 

1. die Bezeichnung der verantwortlichen Stelle, 

2. die Rechtsgrundlage und der Zweck der Verarbeitung, 
3. der Personenkreis, über den Daten gespeichert werden,  

4. die Art und der Inhalt der gespeicherten personenbezogenen Daten, 
5. die Arten der personenbezogenen Daten, die der Erschließung der Sammlung dienen, 

6. die Anlieferung oder die Eingabe der gespeicherten Daten, 

7. die Voraussetzungen, unter denen gespeicherte personenbezogene Daten an welche Empfänger und in 
welchen Verfahren übermittelt werden, 

8. die Prüffristen und die Speicherungsdauer, 

9. die Protokollierung sowie 

10. die Verpflichtung zur Erstellung und zur Pflege eines Rollen- und Berechtigungskonzeptes. 

Die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit ist vor Erlass der Errich-
tungsanordnung anzuhören.“ 

10. § 17 wird wie folgt geändert:  

a) In der Überschrift werden die Wörter „Auskunft an Behörden der Zollverwaltung,“ durch die Wörter 
„Übermittlung von Daten“ ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Auskunft aus der zentralen Datenbank 
wird auf Ersuchen erteilt“ durch die Wörter „Die Übermittlung von Daten aus dem zent-
ralen Informationssystem für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit erfolgt auf Ersuchen an“ 
ersetzt. 

bbb) Nummer 1 wird aufgehoben. 

ccc) In den Nummern 2 bis 4 wird jeweils das Wort „den“ durch das Wort „die“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird jeweils das Wort „Auskunft“ durch die Wörter „Übermittlung von Daten“ ersetzt 
und werden die Wörter „erteilt werden“ durch das Wort „erfolgen“ ersetzt. 

11. § 19 wird wie folgt gefasst: 

„§ 19 

Löschung 

Die Daten im zentralen Informationssystem für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit und die dazugehöri-
gen Verfahrensakten in Papierform sind nach den Bestimmungen des § 489 der Strafprozessordnung, des 
§ 49c des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und des § 84 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch zu lö-
schen und zu vernichten, spätestens jedoch 
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1. ein Jahr nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem eine Prüfung nach § 2 ohne Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens abgeschlossen worden ist, 

2. fünf Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem ein Ermittlungsverfahren rechtskräftig abgeschlos-
sen worden ist, oder 

3. zwei Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem ein Strafverfahren abgeschlossen worden ist, wenn 

a) die Person, über die Daten nach § 16 gespeichert wurden, von dem betreffenden Tatvorwurf rechts-
kräftig freigesprochen worden ist, 

b) die Eröffnung des Hauptverfahrens unanfechtbar abgelehnt worden ist oder 

c) das Verfahren nicht nur vorläufig eingestellt worden ist.“ 

12. § 21 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort „Bauauftrag“ durch die Wörter „Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungsauftrag“ ersetzt und werden die Wörter „§ 98 Nr. 1 bis 3 und 5“ durch die Wörter 
„den §§ 99 und 100“ ersetzt. 

bb) In Nummer 1 wird die Angabe „9 bis“ durch die Angabe „10 und“ ersetzt. 

b) In Satz 3 wird das Wort „Vergabestellen“ durch die Wörter „öffentlichen Auftraggebern nach § 99 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und solchen Stellen, die von öffentlichen Auftraggebern 
zugelassene Präqualifikationsverzeichnisse oder Unternehmer- und Lieferantenverzeichnisse führen,“ 
ersetzt. 

c) In Satz 4 werden die Wörter „nach Satz 1 fordern bei Bauaufträgen“ durch die Wörter „nach Satz 3 
fordern im Rahmen ihrer Tätigkeit“ ersetzt.  

d) In Satz 5 wird die Angabe „Satz 1“ durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt und wird das Wort „Bauaufträ-
gen“ durch das Wort „Aufträgen“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch  

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch – Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363), das zuletzt durch … 
(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. entgegen 

a) § 28a Absatz 1 bis 3 oder 9 oder 

b) § 28a Absatz 4 Satz 1, 

 jeweils in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 28c Nummer 1, eine Meldung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstattet,“. 

2. § 112 Absatz 1 Nummer 3 und 4 wird wie folgt gefasst: 

„3. die Behörden der Zollverwaltung bei Ordnungswidrigkeiten 

a) nach § 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a, soweit sie einen Verstoß im Rahmen der ihnen 
zugewiesenen Tätigkeiten feststellen, 
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b) nach § 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b, soweit sie einen Verstoß im Rahmen ihrer 
Prüfungstätigkeit nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes feststellen, 

4. die Einzugsstelle bei Ordnungswidrigkeiten nach § 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b, 
soweit nicht die Zuständigkeit der Behörden der Zollverwaltung nach Nummer 3 gegeben ist, sowie bei 
Ordnungswidrigkeiten nach § 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2a, 4, 8 und Absatz 2,“. 

Artikel 3 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), 
das zuletzt durch … (BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 35 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Nummer 14 wird das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 15 wird der Punkt am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

c) Folgende Nummer 16 wird angefügt: 

„16. zur Erfüllung der den Behörden der Zollverwaltung in § 2 Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes übertragenen Prüfungsaufgaben.“ 

2. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

bb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt: 

„2a. an die Behörden der Zollverwaltung zur Verfolgung von Straftaten, die mit einem der in § 2 
Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannten Prüfgegenstände unmittelbar 
zusammenhängen, und“. 

b) Nach Absatz 2f wird folgender Absatz 2g eingefügt: 

„(2g) Die Übermittlung nach § 35 Absatz 1 Nummer 16 darf durch Abruf im automatisierten Ver-
fahren an die Behörden der Zollverwaltung zur Erfüllung der ihnen in § 2 Absatz 1 des Schwarzarbeits-
bekämpfungsgesetzes übertragenen Prüfungsaufgaben erfolgen.“ 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung schädigen in erheblichem Maß die Volkswirtschaft, haben gravierende 
Beitragsausfälle in der Sozialversicherung zur Folge und gehen dadurch zulasten der Solidargemeinschaft. Dar-
über hinaus beeinträchtigen Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung den Wettbewerb. Gesetzestreue Unterneh-
men können im Wettbewerb gegen die illegal handelnden Anbieter, die oft erheblich günstigere Angebote abge-
ben, nicht bestehen und werden in ihrer Existenz bedroht. Dies führt zum Verlust von legalen Arbeitsplätzen und 
verhindert die Schaffung neuer legaler Arbeitsplätze. Zusätzlich schädigen illegale Beschäftigungsverhältnisse 
rechtstreue Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die mit ihren Sozialversicherungsbeiträgen die entstehenden Ausfälle 
ausgleichen müssen.  

1. Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG) 

Das vorliegende Gesetz beinhaltet vor allem die Aktualisierung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, um die 
Implementierung eines neuen IT-Verfahrens zur Vorgangsbearbeitung und Erfassung der Arbeitsstatistik zu er-
möglichen und damit die informationstechnologische Ausstattung zu optimieren. Mit dem zentralen Informati-
onssystem wird ein einheitliches Datenbanksystem zur Verfügung gestellt, das seine gesetzliche Grundlage in 
dem neu formulierten § 16 SchwarzArbG hat.  

Die Landesbehörden, die für die Bekämpfung der handwerks- und gewerberechtlichen Schwarzarbeit zuständig 
sind, erhalten eigene Prüfungsbefugnisse zur Erfüllung der ihnen im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz übertra-
genen Prüfungsaufgaben. Das Ziel ist eine verbesserte Bekämpfung der handwerks- und gewerberechtlichen 
Schwarzarbeit. Den Ländern obliegen nach § 2 Absatz 1a SchwarzArbG die Aufgaben, zu prüfen, ob der Ver-
pflichtung zur Anzeige vom Beginn des selbstständigen Betriebes eines stehenden Gewerbes (§ 14 der Gewerbe-
ordnung) nachgekommen oder die erforderliche Reisegewerbekarte (§ 55 der Gewerbeordnung) erworben wurde 
oder ob ein zulassungspflichtiges Handwerk als stehendes Gewerbe selbstständig betrieben wird und die Eintra-
gung in die Handwerksrolle erfolgt ist. Den zuständigen Landesbehörden fehlen bislang die zur Wahrnehmung 
dieser Aufgaben erforderlichen Befugnisse.  

Die Möglichkeit, die in § 21 Absatz 1 SchwarzArbG genannten Bewerber von der Teilnahme an einem Wettbe-
werb um die Vergabe öffentlicher Aufträge auszuschließen, bleibt nicht auf die Vergabe von Bauaufträgen be-
grenzt, sondern wird auf Liefer- und Dienstleistungsaufträge ausgedehnt, um einen Gleichlauf mit den entspre-
chenden Regelungen im Mindestlohngesetz und im Arbeitnehmer-Entsendegesetz zu erreichen.  

Durch die Streichung der Bußgeldnormen in § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c SchwarzArbG und des 
Straftatbestandes in § 9 SchwarzArbG wird der Gesetzesinhalt um Tatbestände bereinigt, um Rechtsklarheit zu 
schaffen. 

2. Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) 

Bislang ist die Zollverwaltung nur für die Ahndung von Meldeverstößen zuständig, soweit eine solche Ordnungs-
widrigkeit im Rahmen der Prüfungstätigkeit nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG festgestellt wird. Im Übrigen liegt 
die Zuständigkeit nach § 112 Absatz 1 Nummer 4 SGB IV bei der Einzugsstelle. Durch die Neuregelung wird die 
Ahndung dieser Ordnungswidrigkeiten sowohl im Prüfungs- als auch im Ermittlungsverfahren bei den Behörden 
der Zollverwaltung zusammengeführt.  

3. Straßenverkehrsgesetz (StVG) 

Das Gesetz sieht die Übermittlung von Fahrzeug- und Halterdaten aus dem Zentralen Fahrzeugregister des Kraft-
fahrt-Bundesamtes an die Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung auch für die Prüfungsverfahren nach 
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§ 2 SchwarzArbG und ermöglicht die Nutzung des automatisierten Abrufverfahrens in Prüfungs- und Strafver-
fahren. Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit fragt regelmäßig Fahrzeug- und Halterdaten beim Kraftfahrt-Bundes-
amt ab, um beispielsweise durch einen Abgleich der Fahrzeug- und Halterdaten mit den sozialversicherungsrecht-
lichen Meldungen oder mit den Personendaten angetroffener Arbeitnehmer gezielt Schwarzarbeit zu bekämpfen. 
Durch die Möglichkeit des automatisierten Abrufs in Prüfungs- und Strafverfahren wird auf Seiten der Zollver-
waltung und auf Seiten des Kraftfahrt-Bundesamtes die bisherige zeitintensive und fehleranfällige manuelle Ver-
fahrensweise abgelöst. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz wird die rechtliche Grundlage für eine verbesserte informationstechnolo-
gische Ausstattung der Behörden der Zollverwaltung geschaffen.  

Für die Bekämpfung handwerks- und gewerberechtlicher Schwarzarbeit erhalten die Schwarzarbeitsbekämp-
fungsbehörden der Länder – entsprechend ihrer im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz normierten Aufgaben – 
eigene Prüfungsbefugnisse.  

Die Möglichkeit, die in § 21 Absatz 1 SchwarzArbG genannten Bewerber von der Teilnahme an einem Wettbe-
werb um die Vergabe öffentlicher Aufträge auszuschließen, wird über Bauaufträge hinaus auf Liefer- und Dienst-
leistungsaufträge ausgedehnt.  

Das Gesetz beinhaltet in § 112 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b SGB IV für die Behörden der Zollverwaltung 
eine Erweiterung der Zuständigkeit für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten auch auf die Fälle, in denen Ord-
nungswidrigkeiten nach § 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB IV im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens der 
Finanzkontrolle Schwarzarbeit festgestellt werden. 

Das Gesetz sieht mit der Änderung des Straßenverkehrsgesetzes zum einen vor, dass im Rahmen des Prüfungs-
verfahrens nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG die Fahrzeug- und Halterdaten aus dem Zentralen Fahrzeugregister 
des Kraftfahrt-Bundesamtes an die Behörden der Zollverwaltung im Bereich Finanzkontrolle Schwarzarbeit über-
mittelt werden, sowie zum anderen, dass den Behörden der Zollverwaltung sowohl im Prüfungs- als auch im 
Strafverfahren die Befugnis zum Abruf dieser Daten im automatisierten Verfahren eingeräumt wird. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz folgt aus Artikel 74 Ab-
satz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (Wirtschaft). Der Bund kann diese Gesetzgebungskompetenz nach Arti-
kel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes in An-spruch nehmen, da für die Aufgabenwahrnehmung der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit als Teil der Bundesfinanzverwaltung bundeseinheitliche Regelungen bestehen müssen, um die 
Rechts- und Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet zu wahren. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Vierte Buch Sozialgesetzbuch folgt aus Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 12 des Grundgesetzes (Sozialversicherung). 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Straßenverkehrsgesetz folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Num-
mer 22 des Grundgesetzes (Straßenverkehr). Der Bund kann diese Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 72 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes in Anspruch nehmen, da für die Aufgabenwahrnehmung der Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit als Teil der Bundesfinanzverwaltung bundeseinheitliche Regelungen bestehen müssen, um die Rechts- und 
Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet zu wahren 
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und mit völkerrechtlichen Verträgen, die die Bundesre-
publik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Durch die Streichung der Bußgeldnormen in § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c SchwarzArbG und des 
Straftatbestandes in § 9 SchwarzArbG wird der Gesetzesinhalt um Tatbestände bereinigt, um Rechtsklarheit zu 
schaffen.  

Durch die Neuregelung im Vierten Buch Sozialgesetzbuch wird die Verfolgung der durch die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit festgestellten Meldeverstöße bei der Zollverwaltung gebündelt. Dadurch wird Verwaltungsauf-
wand reduziert und eine effektive Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten nach § 111 Absatz 1 Nummer 2 SGB 
IV. 

Durch den automatisierten Abruf von Fahrzeug- und Halterdaten durch die Behörden der Zollverwaltung beim 
Zentralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes entfällt der durch schriftliche Anfragen entstehende Zeit-
aufwand. Dadurch werden Verwaltungsaufwand und -kosten reduziert. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Das Gesetz steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bunderegierung zur nachhaltigen Entwicklung im Sinne 
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Er dient dem Schutz des Aufkommens der Sozialversicherung und damit 
dem Schutz der Solidargemeinschaft der Versicherten (Nachhaltigkeitsindikator 6).  

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand sind nicht zu erwarten.  

4. Erfüllungsaufwand 

4.1 Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand.  

4.2 Wirtschaft 

Die Erweiterung der Befugnisse der Landesbehörden zur Schwarzarbeitsbekämpfung in § 2 in Verbindung mit 
den §§ 3 und 4 des SchwarzArbG kann zu einem Anstieg der Anzahl von Prüfungen führen. Unternehmer und 
Beschäftigte werden auch gegenüber den Landesbehörden verpflichtet, Ausweispapiere vorzulegen, Auskünfte 
zu erteilen, Zutritt zu Räumlichkeiten und Einsicht in Unterlagen zu gewähren sowie die Kontrollen allgemein zu 
dulden und dabei mitzuwirken. Durch die Erfüllung dieser Pflichten können der Wirtschaft zusätzliche Kosten 
entstehen. Nach den Berechnungen des Statistischen Bundesamtes ist mit einem Aufwand von durchschnittlich 
11,50 Euro je Prüfung für die Wirtschaft zu rechnen. Die Anzahl der künftigen Prüfungen durch die zuständigen 
Landesbehörden ist jedoch nicht verlässlich quantifizierbar. Die Zollverwaltung hat im Jahr 2015 rund 44 000 
Unternehmen geprüft. Bei einer entsprechenden Anzahl von Prüfungen durch die Landesbehörden beläuft sich 
der jährliche Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft auf rund 506 000 Euro.  

Die Belastungen werden durch die realisierten Ersparnisse aus dem Gesetz zur Entlastung insbesondere der mit-
telständischen Wirtschaft von Bürokratie kompensiert.  
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4.3 Verwaltung 

Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln in der Zollverwaltung kann innerhalb der vorhandenen Kapa-
zitäten und der verfügbaren Mittel aufgefangen und finanziell wie stellenmäßig im Einzelplan 08 ausgeglichen 
werden. 

a. Änderungen im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 

§§ 3 und 4  

Die Erweiterung der Befugnisse der Landesbehörden in den §§ 3 und 4 SchwarzArbG kann bei diesen Behörden 
zu einem Anstieg von Personal- und Sachkosten führen. Nach den Berechnungen des Statistischen Bundesamtes 
ist ein Aufwand von durchschnittlich 14 Euro je Prüfung zu erwarten. Die Anzahl der künftigen Prüfungen durch 
die zuständigen Landesbehörden ist jedoch nicht verlässlich quantifizierbar, da sie maßgeblich von der Anzahl 
des hierfür eingesetzten Personals abhängt. Dies wiederum steht im Ermessen des jeweiligen Landes. Die Zoll-
verwaltung hat im Jahr 2015 rund 44 000 Unternehmen geprüft. Bei einer entsprechenden Anzahl von Prüfungen 
durch die Landesbehörden beläuft sich der jährliche Erfüllungsaufwand für die Länder auf rund 616 000 Euro.  

Für den Bund hat die Erweiterung der Befugnisse der Landesbehörden keine Auswirkungen auf den Erfüllungs-
aufwand. 

§§ 8 und 9  

Durch die Streichung der Bußgeldnormen in § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c SchwarzArbG und des 
Straftatbestandes in § 9 SchwarzArbG verringert sich der Ermittlungs- und Ahndungsaufwand der Behörden der 
Zollverwaltung um rund 2 000 Euro jährlich. 

§ 21  

Die Zahl der Abfragen nach § 21 SchwarzArbG wird durch die Ausweitung der Möglichkeit des Ausschlusses 
bestimmter Bewerber von der Vergabe öffentlicher Aufträge auch auf Liefer- und Dienstleistungsaufträge vo-
raussichtlich steigen. Die Mehrbelastung der Vergabestellen für das Einholen der erforderlichen Auskünfte be-
läuft sich nach den Berechnungen des Statistischen Bundesamtes auf rund 11 000 Euro jährlich. Die Mehrbelas-
tung der Zollverwaltung für die Bearbeitung der Anfragen der Vergabestellen beläuft sich auf rund 13 000 Euro 
jährlich.  

Da sich die Möglichkeit, bestimmte Bewerber nach § 21 SchwarzArbG von der Vergabe öffentlicher Aufträge 
auszuschließen, künftig auch auf Liefer- und Dienstleistungsaufträge erstreckt, ist damit zu rechnen, dass öffent-
liche Auftraggeber häufiger einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister anfordern werden. Nach den qualifi-
zierten Schätzungen des Statistischen Bundesamtes beläuft sich die jährlich zu erwartende Mehrbelastung durch 
das Einholen von Auszügen aus dem Gewerbezentralregister auf rund 150 000 Euro, die zu 70 Prozent bei den 
Ländern und zu 30 Prozent beim Bund auftreten werden. Daraus ergibt sich ein jährlicher Mehraufwand bei den 
Vergabestellen der Länder von rund 105 000 Euro und 45 000 Euro beim Bund.  

b. Änderungen im Vierten Buch Sozialgesetzbuch 

Mit der Bündelung der Zuständigkeit für die Ahndung von Meldeverstößen bei der Zollverwaltung reduziert sich 
der Verwaltungsaufwand. Durch den Wegfall der Übergabe der Ermittlungsverfahren an die Einzugsstellen ver-
ringert sich der jährliche Erfüllungsaufwand nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes um rund 19 000 
Euro.  

c. Änderungen im Straßenverkehrsgesetz 

Wegen der Ausweitung der Möglichkeit zum Abruf von Fahrzeug- und Halterdaten auf Prüfungsverfahren wird 
es zu einem Anstieg von Abrufen durch die Zollverwaltung kommen. Der zukünftige Abruf in einem automati-
sierten elektronischen Verfahren lässt jedoch den Aufwand für die Bearbeitung von Papieranträgen entfallen. Auf 
Basis von Berechnungen des Statistischen Bundesamtes ergibt sich eine jährliche Verringerung des Aufwandes 
für die Verwaltung im Saldo von rund 84 500 Euro. 

Zur Durchführung des automatisierten Abrufs ist eine Schnittstelle zwischen dem Kraftfahrt-Bundesamt und den 
Zollbehörden einzurichten. Dies wird beim Kraftfahrt-Bundesamt voraussichtlich zu einem einmaligen Aufwand 
von 17 000 Euro führen, die im Rahmen des Einzelplans 12, Kapitel 1212 erwirtschaftet werden. Die Ausgaben 
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für den Betrieb und die Betreuung der Schnittstelle betragen beim Kraftfahrt-Bundesamt voraussichtlich 11 500 
Euro jährlich.  

Die Einrichtung dieser Schnittstelle wird im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen voraussicht-
lich zu einmaligem Aufwand in Höhe von 100 000 Euro führen. Die Ausgaben im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Finanzen werden innerhalb des Einzelplans 08 erwirtschaftet. 

5. Weitere Kosten  

Der Wirtschaft, einschließlich kleiner und mittelständischer Unternehmen, entstehen keine weiteren Kosten. Aus-
wirkungen auf Einzelpreise sowie auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten.  

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Das Gesetz hat keine erkennbaren gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Weibliche und männliche Personen 
sind von den Vorschriften des Entwurfs in gleicher Weise betroffen.  

Es sind keine verbraucherpolitischen und demografischen Auswirkungen ersichtlich. 

VII. Befristung, Evaluation 

Eine Befristung der neuen Regelungen erfolgt nicht, weil sie auf Dauer angelegte Aufgabenübertragungen und 
die Einräumung von Befugnissen für die nach Landesrecht zuständigen Behörden zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit vorsieht. 

Wegen der nicht signifikanten Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand ist eine Evaluation der Regelungen nach 
dem Staatssekretärs-Beschluss aus dem Jahre 2013 nicht erforderlich. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes – SchwarzArbG) 

Zu Nummer 1  
Aufgrund der folgenden Änderungen in diesem Gesetz wird das Inhaltsverzeichnis soweit erforderlich angepasst. 

Zu Nummer 2 (§ 2a Absatz 3 SchwarzArbG) 
Gegenwärtig ist in § 2a geregelt, dass bei der Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen in den dort aufgeführ-
ten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen, die dort tätigen Personen verpflichtet sind, ihren Personalaus-
weis, Pass, Passersatz oder Ausweisersatz mitzuführen und den Behörden der Zollverwaltung auf Verlangen vor-
zulegen. Eine solche Verpflichtung gegenüber den Bediensteten der zuständigen Landesbehörden existiert bislang 
nicht; nach § 2 Absatz 1a besteht jedoch eine Prüfungspflicht für die zuständigen Landesbehörden. Für eine wirk-
same Wahrnehmung der Prüfungsaufgaben ist es erforderlich, dass die korrekten Personendaten der angetroffenen 
Personen erfasst werden und die zur Erfüllung der Aufgabe erforderliche Verpflichtung besteht. 

Zu den Nummern 3 und 4 (§ 3 Absatz 6, § 4 Absatz 1a SchwarzArbG)  
Durch die Änderungen in den §§ 3 und 4 werden den nach Landesrecht zuständigen Behörden bei der Prüfung 
von Personen- und Geschäftsunterlagen die Befugnisse zugewiesen, die sie zur Erfüllung ihres gesetzlichen Auf-
trags aus § 2 Absatz 1a benötigen. Den zuständigen Behörden wird es ermöglicht, vor Ort zu überprüfen, ob der 
Verpflichtung zur Anzeige vom Beginn des selbstständigen Betriebes eines stehenden Gewerbes (§ 14 der Ge-
werbeordnung) nachgekommen oder die erforderliche Reisegewerbekarte (§ 55 der Gewerbeordnung) erworben 
wurde oder ob ein zulassungspflichtiges Handwerk als stehendes Gewerbe selbstständig betrieben wird und die 
Eintragung in die Handwerksrolle vorliegt. Die benötigten Angaben können allein durch die Überprüfung der 
betroffenen Personen vor Ort gewonnen werden. Bislang können die Landesbehörden nur solche Sachverhalte 
prüfen, bei denen ein Ordnungswidrigkeitenverfahren bereits eingeleitet war. Die eingeräumten Befugnisse be-
ziehen sich entsprechend dem Prüfungsauftrag der Landesbehörden auf solche Angaben und Sachverhalte, die für 
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eine Prüfung auf der Grundlage des § 2 Absatz 1a nötig sind. Im Gegensatz zu den Behörden der Zollverwaltung 
dürfen die zuständigen Landesbehörden die eingeräumten Befugnisse lediglich dann wahrnehmen, wenn Anhalts-
punkte für Verstöße gegen Verpflichtungen aus der Gewerbe- oder Handwerksordnung (beispielsweise aufgrund 
von Behördenerkenntnissen oder aufgrund von Hinweisen Dritter) vorliegen. Ein verdachtsunabhängiges Vorge-
hen wird den zuständigen Landesbehörden danach nicht gestattet. 

Zu Nummer 5 (§ 5 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 SchwarzArbG) 
Mit der Schaffung von Prüfungs- und Betretungsbefugnissen der Landesbehörden in den §§ 3 und 4 sind die 
korrespondierenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten der Betroffenen auch gegenüber diesen Behörden ein-
zuräumen, um eine wirksame Aufgabenwahrnehmung durch die Landesbehörden zu gewährleisten.  

Zu Nummer 6 (§ 8 SchwarzArbG) 

Zu Buchstabe a 
Die Ordnungswidrigkeitentatbestände des § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c setzen eine vorsätzliche Be-
gehungsweise voraus. Ihre Verwirklichung trifft daher nahezu ausnahmslos mit einer Strafbarkeit wegen Betrugs 
nach § 263 des Strafgesetzbuchs zusammen. Eine Anwendung der Ordnungswidrigkeitentatbestände nach § 8 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c ist daher regelmäßig nach § 21 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
ausgeschlossen. Die Tatbestände sind in der Rechtspraxis nahezu bedeutungslos. In den zurückliegenden Jahren 
wurden weniger als 1 Prozent der Leistungsmissbrauchsfälle nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c 
verfolgt. Das mit den Tatbeständen nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c erfasste Handlungsunrecht ist 
über § 263 des Strafgesetzbuchs hinreichend abgedeckt. Daneben wird die fahrlässige Verwirklichung von Mit-
teilungspflichtverletzungen weiterhin durch die Ordnungswidrigkeiten nach § 63 Absatz 1 Nummer 6 des Zwei-
ten Buches Sozialgesetzbuch, nach § 404 Absatz 2 Nummer 26 und Nummer 27 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch und nach § 13 des Asylbewerberleistungsgesetzes erfasst. 

Zu Buchstabe b 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung von Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c. 

Zu Nummer 7 (§ 9 SchwarzArbG) 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung von § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c. 

Zu Nummer 8 (§ 12 SchwarzArbG) 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung von § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c.  

Zu Nummer 9 (§ 16 SchwarzArbG) 
Für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit gilt hinsichtlich der Sozialdaten die Pflicht zur Wahrung des Sozialge-
heimnisses nach § 35 Absatz 1 Satz 4 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch. Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach 
dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz finden nach § 15 die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehnten Bu-
ches Sozialgesetzbuch, namentlich die §§ 67 bis 85a des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch, Anwendung. Zu die-
sen Aufgaben gehören die Prüfungsaufgaben nach § 2 sowie die sich aus der Ermittlungsbefugnis des § 14 erge-
bene Aufgabe der Verhütung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die mit einem der in § 2 Absatz 1 ge-
nannten Prüfgegenstände unmittelbar zusammenhängen. Soweit Sozialdaten in einem Ermittlungsverfahren er-
hoben, verarbeitet oder genutzt werden, greifen zusätzlich die Bestimmungen der §§ 483 ff. der Strafprozessord-
nung und des § 49c des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. Die Übermittlung von dem Steuergeheimnis unter-
liegenden Daten an die zuständigen Finanzbehörden und sonstigen Behörden ist aufgrund des § 15 Satz 3 für die 
Finanzkontrolle Schwarzarbeit nur unter den Voraussetzungen der §§ 30 Absatz 4 und 5, 31a und 31b der Abga-
benordnung zulässig. 

Mit § 16 wurde im Jahr 2004 die Befugnis für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit geschaffen, Daten, die nach den 
§§ 67 bis 85a des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch, §§ 483 ff. der Strafprozessordnung und des § 49c des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten erhoben, verarbeitet und genutzt werden, in einer zentralen Datenbank zu ver-
arbeiten und zu nutzen, um Doppelprüfungen zu vermeiden, eine Risikoanalyse zu ermöglichen und unbeabsich-
tigte Beschränkungen der Ermittlungen auf einzelne Taten eines Gesamtkomplexes zu vermeiden (vgl. Begrün-
dung zu § 16, BT-Drucksache 15/2573, Seite 27). Mit der Änderung des § 16 in diesem Gesetz soll diese Befugnis 
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unverändert fortbestehen und im Hinblick auf die zentrale Verarbeitung und Nutzung aufgabenbezogen einge-
schränkt werden (vgl. Absätze 2 und 3 sowie der §§ 17 bis 19). 

Die bisher durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit zur Durchführung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
verwendete zentrale Datenbank entspricht jedoch nicht mehr den technischen, fachlichen und organisatorischen 
Anforderungen. Zur wirksameren Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung, die immer häufi-
ger durch bundesweit agierende Tätergruppierungen erfolgt, ist eine Modernisierung der bestehenden zentralen 
Datenbank erforderlich. § 16 wird mit diesem Gesetz neugefasst, da anders als die zentrale Datenbank das zentrale 
Informationssystem den Hauptzollämtern im Aufgabenbereich Finanzkontrolle Schwarzarbeit eine verfahrens-
übergreifende Bearbeitung und einen standortunabhängigen Zugriff ermöglichen soll. Dies bedingt auch eine An-
passung der bisher in § 16 Absatz 2 genannten Daten. Eine Neuentwicklung ist erforderlich, da eine Fortentwick-
lung der bisherigen zentralen Datenbank in technischer und organisatorischer Hinsicht nicht in gleicher Weise 
geeignet ist.  

In Absatz 1 wird die automatisierte Verarbeitung von Daten, die zur Erfüllung der Prüfungs- und Ermittlungsauf-
gaben nach diesem Gesetz erforderlich sind, in einem zentralen Informationssystem geregelt. Das zentrale Infor-
mationssystem wird von den Behörden der Zollverwaltung geführt, das heißt von den Hauptzollämtern und der 
Generalzolldirektion, soweit diese mit der Wahrnehmung der Aufgabe Finanzkontrolle Schwarzarbeit betraut 
sind. Durch § 16 erfolgt im Verhältnis zur bisherigen Vorschrift damit keine Erweiterung der Zugriffsberechtig-
ten. Mit der Formulierung „Behörden der Zollverwaltung“ erfolgt lediglich eine Anpassung an die in § 2 verwen-
dete Terminologie.  

Absatz 2 regelt, welche Daten im zentralen Informationssystem für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit gespeichert 
werden. Satz 1 bestimmt die zur Aufgabenerfüllung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit nach diesem Gesetz sowie 
die zur Vorgangsbearbeitung im zentralen Informationssystem für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit erforderli-
chen Daten. Satz 2 ermächtigt das Bundesministerium der Finanzen, durch Rechtsverordnung ergänzend weitere 
Daten, soweit diese zur Erfüllung der Aufgaben der Finanzkontrolle Schwarzarbeit erforderlich sind, zur Spei-
cherung im zentralen Informationssystem zu bestimmen. 

Absatz 3 bestimmt den Zweck der Verarbeitung und Nutzung der im zentralen Informationssystem gespeicherten 
Daten. Dabei findet sich in der Regelung der Nummer 1 (Vorbereitung und Durchführung von Prüfungen nach 
§ 2 Absatz 1), der Nummer 2 (Verhütung und Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die mit ei-
nem der in § 2 Absatz 1 genannten Prüfgegenstände unmittelbar zusammenhängen) und der Nummer 3 (Besteu-
erung, soweit sie im Zusammenhang mit der Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen steht) die bisherige 
Formulierung des § 16 Absatz 3 wieder. Mit der Nummer 4 wird der Verwendungszweck um Aufgaben zur Er-
füllung der Rechts- und Fachaufsicht sowie des Risikomanagements im Aufgabenbereich Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit der Zollverwaltung erweitert. Die risikoorientierte Auswahl von Prüfobjekten und die Sicher-stel-
lung einer bundeseinheitlichen Rechtsanwendung und Aufgabenwahrnehmung durch die Rechts- und Fachauf-
sicht sind wesentliche Bestandteile einer wirkungsvollen, verstärkten Schwarzarbeitsbekämpfung. Zum Datenab-
ruf für Zwecke der Rechts- und Fach-aufsicht sind die in der Generalzolldirektion für die Rechts- und Fachaufsicht 
über die Finanzkontrolle Schwarzarbeit zuständigen Bediensteten berechtigt. Mit der Nummer 5 wird die Mög-
lichkeit geschaffen, Daten aus dem Zentralen Informationssystem für Zwecke der Fortbildung innerhalb der Zoll-
verwaltung gezielt und möglichst praxisnah zu verwenden. Die Regelung erfolgt in Anlehnung an § 29 Absatz 6 
des Bundespolizeigesetzes und hat den Zweck, eine praxisnahe Fortbildung im Bereich Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit sicher-zustellen, um damit notwendiges Fachwissen bei den Bediensteten und eine nachhaltige Bekämp-
fung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung zu ermöglichen.  

Absatz 4 regelt, dass die Generalzolldirektion, die als Bundesoberbehörde bundesweit die Durchführung der Auf-
gaben der Zollverwaltung leitet, für den Betrieb und die Nutzung des zentralen Informationssystems eine Errich-
tungsanordnung zu erstellen hat. Die Errichtungsanordnung dient dazu, einem Missbrauch personenbezogener 
Daten vorzubeugen und die Kontrolle sowohl durch die verantwortliche Stelle selbst als auch durch die Aufsichts-
behörden und den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit zu gewährleisten. Als 
Verwaltungsvorschrift stellt sie selbst keine Rechtsgrund-lage für die Erhebung oder Verarbeitung personenbe-
zogener Daten dar; die Rechtsgrund-lagen ergeben sich aus den §§ 67 bis 85a des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch, §§ 483 ff. der Strafprozessordnung und dem § 49c des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in Verbindung 
mit den §§ 15 ff. In der Errichtungsanordnung werden die wesentlichen rechtlichen, technischen und organisato-
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rischen Bedingungen wiedergegeben, um die Wahrung der datenschutzrechtlichen Belange sicherzustellen. Ab-
satz 4 stellt die Errichtungsanordnung zudem unter den Zustimmungsvorbehalt des Bundesministeriums der Fi-
nanzen, das damit eine besondere Kontrolle im Rahmen der Fachaufsicht ausübt. Zugleich wird die Pflicht zur 
Beteiligung der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit festgelegt. 

Zu Nummer 10 (§ 17 SchwarzArbG) 

Zu Buchstabe a 
Die Anpassung der Überschrift dient der Klarstellung, da § 17 die Übermittlung von Daten an die genannten 
Behörden regelt; die Anpassung erfolgt aufgrund der Aufhebung von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1.  

Zu Buchstabe b 
Es handelt sich um Folgeänderungen wegen der Neufassung des § 16. Im Übrigen wird auf die Begründung zu 
Buchstabe a verwiesen. § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 entfällt infolge der Neufassung des § 16, der nunmehr 
Vorgaben zur Verarbeitung und Nutzung der im zentralen Informationssystem gespeicherten Daten für die Be-
hörden der Zollverwaltung enthält. 

Zu Nummer 11 (§ 19 SchwarzArbG) 
Mit der Neuregelung werden die Löschfristen für Daten im zentralen Informationssystem und die Aufbewah-
rungsfristen für die dazugehörigen Papierakten harmonisiert. Dadurch wird eine geringere Aufbewahrungszeit für 
die Papierakten bestimmt. Zudem wird der Absatz insgesamt neu strukturiert.  

Der Regelungsgehalt des ehemaligen § 19 Absatz 2 geht im neu formulierten § 19 Absatz 1 Nummer 3 auf. 

Der ehemalige § 19 Absatz 3 wird gestrichen. Durch den Verweis in § 15 gilt § 84 des Zehnten Buches Sozialge-
setzbuch ohnehin. 

Zu Nummer 12 (§ 21 SchwarzArbG) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 
Mit der Aufnahme der Liefer- und Dienstleistungsaufträge in § 21 wird der Gleichlauf mit den entsprechenden 
Regelungen in § 19 des Mindestlohngesetzes und in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes hergestellt. Damit 
sind künftig nicht nur erhebliche bußgeldbewährte Verstöße gegen das Mindestlohngesetz und das Arbeitnehmer-
Entsendegesetz geeignet, Bewerber von der Teilnahme an einem Wettbewerb um öffentliche Aufträge auszu-
schließen, sondern auch die in § 21 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Verstöße. Es handelt sich um eine 
Folgeänderung wegen der Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 17. Februar 2016 (BGBl. I S. 203) geändert worden ist. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
Es handelt sich um eine Folgeänderung wegen der Streichung des § 9. 

Zu den Buchstaben b bis d 
Die Änderungen erfolgen zur Herstellung des Gleichlaufs der Norm mit den entsprechenden Regelungen in § 19 
des Mindestlohngesetzes und in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch – SGB IV) 

Zu den Nummern 1 und 2 (§ 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB IV und § 112 Absatz 1 Nummer 3 und 4 
SGB IV) 
Nach geltender Rechtslage sind die Behörden der Zollverwaltung für die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nur dann die zu-
ständige Verwaltungsbehörde, wenn sie die Verstöße im Rahmen einer Prüfung nach § 2 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes feststellen. Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Gesetze vom 21. Dezember 2008 wurde den Behörden der Zollverwaltung diese Ahndungszuständigkeit 
in § 112 Absatz 1 Nummer 3 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch eingeräumt. Die Verfolgung und Ahndung 
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von Meldeverstößen, die die Behörden der Zollverwaltung im Zuge der Ermittlungen zu einem Straf- oder Ord-
nungswidrigkeitenverfahren feststellen, sind danach jedoch ausgeschlossen. In diesen Fällen ist nach § 112 Ab-
satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch die Einzugsstelle zuständig. Gründe dafür, dass die Be-
hörden der Zollverwaltung ausdrücklich nur für die Ahndung von Verstößen zuständig sind, die bei Prüfungen 
nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes festgestellt werden, lagen und liegen nicht vor. Zur Vereinfa-
chung des Verfahrens sollen die Behörden der Zollverwaltung künftig unabhängig von der Frage, ob ein Prüfungs- 
oder ein Ermittlungsverfahren vorliegt, für alle im Rahmen ihrer Aufgabenerledigung festgestellten Verstöße nach 
§ 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zuständig sein, mit Ausnahme der Sofort-
meldeverstöße nach § 28a Absatz 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Die Verfolgung der Ordnungswidrig-
keiten nach § 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, die auf Meldepflichtverstö-
ßen beruhen, die nicht durch die Behörden der Zollverwaltung festgestellt werden, obliegen weiterhin den Ein-
zugsstellen nach § 112 Absatz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Straßenverkehrsgesetzes – StVG) 

Zu Nummer 1 (§ 35 Absatz 1 Nummer 14, 15 und 16 StVG) 
Die Vorschrift schafft für die Behörden der Zollverwaltung im Prüfungsverfahren nach § 2 Absatz 1 des Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetzes die Möglichkeit zur Abfrage von bestimmten Fahrzeug- und Halterdaten aus dem 
Zentralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes. Diese Möglichkeit bedeutet für die Tätigkeit der Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit einen Mehrwert bei der wirksamen Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Be-
schäftigung. Soweit bereits Hinweise einen Verstoß gegen die in § 2 Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungs-
gesetzes genannten Pflichten erwarten lassen, kann die Halterabfrage bereits zur Vorbereitung der Prüfung ziel-
gerichtet und anlassangemessen erfolgen. Beispielsweise in den Branchen Taxigewerbe, Spedition/Transport/Lo-
gistik, Kurierdienst und Gastronomie (Lieferservice) können aus einem Abgleich der Anzahl der angemeldeten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit der Art und Anzahl der zugelassenen Fahrzeuge eines Unternehmens 
Anhaltspunkte für Unstimmigkeiten festgestellt werden, die dann im Rahmen einer Prüfung der Geschäftsunter-
lagen zu überprüfen sind. 

Zu Nummer 2  

Zu Buchstabe a (§ 36 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 2a StVG) 
Die Vorschrift schafft für die Behörden der Zollverwaltung die Befugnis, in Strafverfahren, die mit einem der in 
§ 2 Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannten Prüfgegenstände unmittelbar zusammenhängen, 
Fahrzeug- und Halterdaten aus dem Zentralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes im automatisierten 
Verfahren abzurufen. Nach der geltenden Rechtslage können durch die Dienststellen der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit Fahrzeug- und Halterabfragen lediglich als schriftliche Abfrage erfolgen. Durch die Möglichkeit 
der automatisierten Abfrage von Fahrzeug- und Halterdaten aus dem Zentralen Fahrzeugregister werden die Er-
mittlungstätigkeiten der Behörden der Zollverwaltung erheblich beschleunigt und vereinfacht. Der automatisierte 
Abruf führt zu einer Verringerung des Verwaltungsaufwandes. Für die Zollverwaltung und das Kraftfahrt-Bun-
desamt entfällt die zeitaufwendige papiermäßige Bearbeitung mittels Brief- oder Faxversand. Zudem wird zusätz-
liche Recherchetätigkeit, die das manuelle Verfahren zur Folge hat, vermieden. Der automatisierte Abruf erfolgt 
im Rahmen des Registerzwecks nach § 32 Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes. Die Abrufmöglichkeit wird nur 
einer begrenzten Anzahl von Beschäftigten (rund 500) der Finanzkontrolle Schwarzarbeit eingeräumt. Die An-
bindung der Dienststellen erfolgt hierfür über eine Kopfstelle. Im Rahmen einer Evaluierung der Zugriffsberech-
tigungen zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes kann die Anzahl der Abfrageberechtigten geprüft werden. 

Zu Buchstabe b (§ 36 Absatz 2g StVG) 
Die Vorschrift schafft für die Behörden der Zollverwaltung die Befugnis, zur Erfüllung der ihnen nach § 2 Ab-
satz 1 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz übertragenen Prüfungsaufgaben Fahrzeug- und Halterdaten aus dem 
Zentralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes im automatisierten Verfahren abzurufen. Durch die Mög-
lichkeit der automatisierten Abfrage von Fahrzeug- und Halterdaten aus dem Zentralen Fahrzeugregister werden 
die Prüfungsverfahren der Behörden der Zollverwaltung erheblich beschleunigt und vereinfacht. Die Beschleuni-
gung der Verfahren durch den automatisierten Abruf führt zu einer Steigerung der Effizienz der Arbeit der Be-
hörden der Zollverwaltung. Im Übrigen wird auf die Begründung zu § 36 Absatz 2 Nummer 2a des Straßenver-
kehrsgesetzes verwiesen. 
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Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und 
der illegalen Beschäftigung (NKR-Nr. 3746) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens 
geprüft. 

I. Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger keine Auswirkungen  
Wirtschaft 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 
Davon aus Informationspflichten        

 
506.000 Euro 
506.000 Euro  

Verwaltung 
Jährlicher Erfüllungsaufwand im 

 Saldo:  
dabei Entlastung entfallend auf den 

 Bund: 
dabei Belastung entfallend auf die 

 Länder:  
 

Einmaliger Erfüllungsaufwand:   

 
 

696.000 Euro 
 

- 36.000 Euro 
 

732.000 Euro 
 

117.000 Euro 
One in, one out-Regel Im Sinne One in, one out - Regel der Bun-

desregierung stellt der jährliche Erfüllungs-
aufwand der Wirtschaft in diesem Rege-
lungsvorhaben ein „In“ von 506.000 Euro 
dar. 

Der Nationale Normenkontrollrat macht im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine 
Einwände gegen die Darstellungen der Gesetzesfolgen im vorliegenden Regelungsvor-
haben geltend.  

II. Im Einzelnen 

Inhalt des Regelungsvorhabens 

Die Änderung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes (SchwarzArbG) sieht die Implemen-
tierung eines neuen IT-Verfahrens zur Vorgangsbearbeitung für die Behörden der Zollverwal-
tung vor. Zudem werden Prüfrechte für die auf Ebene der Länder zur Bekämpfung der hand-
werks- und gewerberechtlichen Schwarzarbeit zuständigen Behörden im SchwarzArbG auf-
genommen.  
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Durch die Änderung des Vierten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) wird erreicht, dass den 
Behörden der Zollverwaltung eine Ahndungszuständigkeit für Meldeverstöße nach dem 
SGB IV (Ordnungswidrigkeiten) auch dann zukommt, wenn die Verstöße in einem Ermitt-
lungsverfahren der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) aufgedeckt wurden.  

Mit der Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) wird die automatisierte Übermittlung 
von Fahrzeug- und Halterdaten aus dem Zentralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundes-
amtes an die Behörden der Zollverwaltung im Aufgabenbereich der FKS ermöglicht.  

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen 
und Bürger.  

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft erhöht sich der jährliche Erfüllungsaufwand um rund 506.000 Euro durch 
neue Mitwirkungs- und Nachweispflichten bei der Prüfung zur Bekämpfung der handwerks- 
und gewerberechtlichen Schwarzarbeit.  

Mitwirkung bei Prüfung zur Einhaltung der Pflichten eines Arbeitgebers durch die zuständigen 
Landesbehörden  

Die Erweiterung der Befugnisse der Landesbehörden zur Schwarzarbeitsbekämpfung kann 
zu einem Anstieg von Prüfungen führen. Unternehmer und Mitarbeiter werden auch gegen-
über den Landesbehörden verpflichtet, Ausweispapiere vorzulegen, Auskünfte zu erteilen, 
Zutritt zu Räumlichkeiten und Einsicht in Unterlagen zu gewähren sowie die Kontrollen allge-
mein zu dulden und dabei mitzuwirken. Durch die Erfüllung dieser Pflichten können der Wirt-
schaft zusätzliche Kosten entstehen. Dabei wird mit einem Aufwand von durchschnittlich 
11,50 Euro pro Prüfung für die Wirtschaft gerechnet. Die Anzahl der künftigen Prüfungen 
durch die zuständigen Landesbehörden ist derzeit jedoch nicht verlässlich quantifizierbar. Die 
Zollverwaltung hat im Jahr 2015 rund 44.000 Unternehmen geprüft. Bei einer entsprechenden 
Anzahl von Prüfungen durch die Landesbehörden beläuft sich der jährliche Erfüllungsauf-
wand für die Wirtschaft auf rund 506.000 Euro.  

Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Der jährliche Erfüllungsaufwand der Verwaltung der Länder insgesamt erhöht sich um rund 
732.000 Euro. Der Bund wird um rund 36.000 Euro entlastet. Im Saldo steigt der jährliche 
Erfüllungsaufwand der Verwaltung um rund 696.000 Euro. Der einmalige Erfüllungsaufwand 
für die Verwaltung beträgt 117.000 Euro. 

Änderungen im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 

Die Erweiterung der Befugnisse der Landesbehörden in §§ 3 und 4 Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetz kann bei diesen Behörden zu einem Anstieg von Personal- und Sachkosten füh-
ren. Es wird ein Aufwand von durchschnittlich 14 Euro pro Prüfung erwartet. Die Anzahl der 
künftigen Prüfungen durch die zuständigen Landesbehörden ist jedoch nicht verlässlich quan-
tifizierbar. Die Zollverwaltung hat im Jahr 2015 rund 44.000 Unternehmen geprüft. Bei einer 
entsprechenden Anzahl von Prüfungen durch die Landesbehörden beläuft sich der jährliche 
Erfüllungsaufwand für die Länder auf rund 616.000 Euro.  
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Durch die Streichung der Bußgeldnormen verringert sich der Ermittlungs- und Ahndungsauf-
wand der Behörden der Zollverwaltung um rund 2.000 Euro jährlich. 

Die Zahl der Abfragen nach § 21 wird durch die Ausweitung auf Liefer- und Dienstleistungs-
aufträge voraussichtlich steigen. Die Mehrbelastung der Vergabestellen für das Einholen der 
erforderlichen Auskünfte beläuft sich auf rund 11.000 Euro jährlich. Die Mehrbelastung für die 
Zollverwaltung für die Bearbeitung der Anfragen der Vergabestellen beläuft sich auf rund 
13.000 Euro jährlich.  

Künftig können bestimmte Bewerber von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen 
werden. Dies erstreckt sich auch auf Liefer- und Dienstleistungsaufträge. Es wird damit ge-
rechnet, dass öffentliche Auftraggeber häufiger einen Auszug aus dem Gewerbezentralregis-
ter anfordern werden. Die jährlich zu erwartende Mehrbelastung durch das Einholen von Aus-
zügen aus dem Gewerbezentralregister wird sich dabei auf rund 150 000 Euro belaufen. Da-
von entfallen 70 Prozent auf die Ländern und 30 Prozent auf den Bund. Daraus ergibt sich 
ein jährlicher Mehraufwand bei den Vergabestellen der Länder von rund 105 000 Euro und 
45 000 Euro beim Bund. 

Änderungen im Vierten Buch Sozialgesetzbuch 

Mit der Bündelung der Verfolgungszuständigkeit bei der Zollverwaltung reduziert sich der Ver-
waltungsaufwand. Durch den Wegfall der Übergabe der Ermittlungsverfahren an die Einzugs-
stellen verringert sich der jährliche Erfüllungsaufwand um rund 19.000 Euro.  

Änderungen im Straßenverkehrsgesetz 

Im Zuge der Ausweitung der Abrufmöglichkeit von Fahrzeug- und Halterdaten auf Prüfungs-
verfahren wird es zu einem Anstieg von Abrufen durch die Zollverwaltung kommen. Der zu-
künftige Abruf in einem automatisierten elektronischen Verfahren lässt jedoch den Aufwand 
für die Bearbeitung von Papieranträgen entfallen. Dadurch ergibt sich eine jährliche Verringe-
rung des Aufwandes für die Verwaltung (im Wesentlichen beim Kraftfahrt-Bundesamt) im 
Saldo von rund 84.500 Euro. 

Zur Durchführung des automatisierten Abrufs ist eine Schnittstelle zwischen dem Kraftfahrt-
Bundesamt und den Zollbehörden einzurichten. Dies wird beim Kraftfahrt-Bundesamt voraus-
sichtlich zu einem einmaligen Aufwand von 17.000 Euro führen. Die Ausgaben für den Betrieb 
und die Betreuung der Schnittstelle betragen beim Kraftfahrt-Bundesamt voraussichtlich 
11.500 Euro jährlich. Die Umsetzung der IT-Anbindung wird im Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Finanzen voraussichtlich zu einmaligem Aufwand von 100.000 Euro füh-
ren. 

Der Nationale Normenkontrollrat macht im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-
wände gegen die Darstellungen der Gesetzesfolgen im vorliegenden Regelungsvorhaben 
geltend. 

Dr. Ludewig Schleyer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 948. Sitzung am 23. September 2016 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 1a – neu – (§ 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8b – neu – SchwarzArbG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 1 folgende Nummer 1a einzufügen: 

,1a. Nach § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8a wird folgende Nummer 8b eingefügt: 

„8b. den nach Landesrecht für die Genehmigung und Überwachung des Gelegenheitsverkehrs mit 
Kraftfahrzeugen nach § 46 des Personenbeförderungsgesetzes zuständigen Behörden,“ ʻ 

Begründung: 

Zu den Wirtschaftsbereichen, von denen gemeinhin angenommen wird, dass dort ein erhöhtes Risiko für 
Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung besteht, zählt unter anderem auch das Personenbeförderungsge-
werbe (vergleiche hierzu Bundesrats-Drucksache 901/03 (Beschluss)). Nicht zuletzt deshalb hat der Gesetz-
geber zum 1. Januar 2009 unter anderem auch im Personenbeförderungsgewerbe die Ausweismitführungs-
pflicht (§ 2a Absatz 1 Nummer 3 SchwarzArbG) und die sogenannte Sofortmeldepflicht (§ 28a Absatz 4 
Nummer 3 SGB IV) eingeführt. Vor diesem Hintergrund ist es gesetzessystematisch inkonsequent und un-
befriedigend, dass die Möglichkeiten zur Zusammenarbeit zwischen den nach Landesrecht für die Genehmi-
gung und Überwachung des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftfahrzeugen nach § 46 PBefG zuständigen Be-
hörden und der Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls bislang unzureichend geregelt sind. 

Die Zusammenarbeit zwischen Bundes- und Landesbehörden erstreckt sich im Bereich der Bekämpfung von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung auf die in § 2 Absatz 2 Satz 1 SchwarzArbG aufgeführten Stellen. 
Die für den Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen nach § 46 PBefG (Taxen, Mietwagen, Mietomnibusse, 
Ausflugsfahrten und Ferienziel-Reisen) zuständigen Genehmigungs- und Überwachungsbehörden der Län-
der sind dort bislang nicht aufgeführt. Dies hat zur Folge, dass gegenseitige Informations- und Unterrich-
tungspflichten nicht bestehen, sodass eine effektive Zusammenarbeit in diesem Bereich erschwert wird bzw. 
von vorneherein ausgeschlossen ist. Da Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung jedoch schwerpunktmäßig 
– insbesondere in großstädtischen Ballungsräumen – auch im Bereich des Gelegenheitsverkehrs mit Kraft-
fahrzeugen nach § 46 PBefG, insbesondere im Taxigewerbe, anzutreffen sind, ist eine entsprechende Erwei-
terung des Kreises der Zusammenarbeitsbehörden in § 2 Absatz 2 Satz 1 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 
insofern zwingend geboten. 

Zu dieser Auffassung gelangte auch die seinerzeitige Bundesregierung im Rahmen ihrer Stellungnahme zu 
dem vom Bundesrat am 8. Juli 2011 beschlossenen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des SchwarzArbG 
und des Telekommunikationsgesetzes (vergleiche hierzu Bundestags-Drucksache 17/6855, Seite 11/12) und 
wollte hierzu zuletzt selbst Vorschläge zur Verbesserung der Zusammenarbeit der Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit mit den nach Landesrecht für die Genehmigung und Überwachung des Taxen- und Mietwagengewer-
bes zuständigen Behörden unterbreiten (vergleiche hierzu Bundestags-Drucksache 18/3004, Seite 4). Ent-
sprechende Vorschläge finden sich im vorliegenden Gesetzentwurf allerdings leider nicht. 

Eine im Juni dieses Jahres vorgelegte Untersuchung zur Wirtschaftlichkeit des Taxigewerbes in der Bundes-
hauptstadt Berlin kommt unter dem Aspekt der Schattenwirtschaft zu der besorgniserregenden Erkenntnis, 
dass nur noch knapp jedes vierte Berliner Taxi in einem Betrieb eingesetzt wird, welcher Geschäftsaufzeich-
nungen vorweisen kann, die in betriebswirtschaftlicher Hinsicht als plausibel erachtet werden können (ver-
gleiche hierzu http://www.stadtentwicklung.berlin.de/verkehr/politik/taxi/index.shtml, zuletzt aufgerufen 
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am 31. August 2016, 11:20 Uhr). Demnach wird die übergroße Mehrheit der gegenwärtig rund 7 900 Berliner 
Taxis (circa 77 Prozent) unter Zugrundelegung betriebswirtschaftlicher Kennzahlen von irregulär arbeiten-
den Unternehmen betrieben. Auch wenn diese Schieflage im Berliner Taxigewerbe als besonders dramatisch 
angesehen werden kann, lag der Anteil irregulär betriebener Taxen auch in anderen Großstädten wie Mün-
chen, Köln, Stuttgart oder Frankfurt/Main in den letzten Jahren zumeist bei ungefähr 40 Prozent. In Hamburg 
lag der in Rede stehende Anteil bis zur Einführung des sogenannten Fiskaltaxameters laut der vorgenannten 
Untersuchung bei etwa 58 Prozent. 

Abweichend von ihrer bisherigen Auffassung hat die Bundesregierung zuletzt Zweifel gehegt, ob eine inten-
sivere Zusammenarbeit zwischen den für den Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen nach § 46 PBefG 
zuständigen Genehmigungs- und Überwachungsbehörden der Länder und der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
des Zolls mit Artikel 12 des Grundgesetzes vereinbar sei. Diese Zweifel werden – auch in Anbetracht der 
oben genannten Untersuchung – nicht geteilt. Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls arbeitet schon 
heute mit den für die Überwachung in anderen Gewerbebereichen (zum Beispiel im Handwerk) zuständigen 
Behörden auf der Grundlage der §§ 2 und 6 SchwarzArbG intensiv zusammen. Eine hiervon abweichende 
Behandlung des Personenbeförderungsgewerbes im Sinne von § 46 PBefG erscheint schon unter dem Aspekt 
der Gleichbehandlung von daher nicht gerechtfertigt. 

Auch das rechtsstaatliche Prinzip der Unschuldsvermutung wird nicht durchbrochen, wenn die Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit des Zolls verpflichtet wird, Informationen aus Prüfverfahren nach den §§ 2 und 6 
SchwarzArbG an die nach Landesrecht für die Genehmigung und Überwachung des Gelegenheitsverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen nach § 46 PBefG zuständigen Behörden weiterzugeben. Die Beurteilung, ob Tatsachen 
vorliegen, die auf ein künftiges Fehlverhalten eines Gewerbetreibenden hindeuten, stützt sich nicht allein auf 
eine strafgerichtliche Verurteilung beziehungsweise einen rechtskräftigen Bußgeldbescheid. Grundlage hier-
für ist vielmehr eine Gesamtbetrachtung sämtlicher Umstände des Einzelfalls. Es ist demnach nicht zu er-
warten, dass allein durch die Übermittlung von Informationen der Zollverwaltung an die nach Landesrecht 
für die Genehmigung und Überwachung des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftfahrzeugen nach § 46 PBefG 
zuständigen Behörden personenbeförderungsrechtliche Sanktionen verhängt werden. 

Soweit bei der Zusammenarbeit und dem Informationsaustausch zwischen der Finanzkontrolle Schwarzar-
beit des Zolls und den nach Landesrecht für die Genehmigung und Überwachung des Gelegenheitsverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen nach § 46 PBefG zuständigen Behörden künftig auch die Übermittlung von Sozialdaten 
erforderlich sein sollte, wäre dies schon jetzt nach § 68  SGB X möglich. Danach ist die Übermittlung von 
Sozialdaten auch an die Behörden der Gefahrenabwehr zulässig, mithin also auch an die nach Landesrecht 
für die Sicherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zuständigen Verwaltungsbehörden. Als sol-
che gelten im Bereich des Personenbeförderungsgewerbes auch die für die Genehmigung und Überwachung 
des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftfahrzeugen nach § 46 PBefG zuständigen Behörden, soweit sie nach den 
jeweiligen landesgesetzlichen Regelungen Ordnungsaufgaben nach dem Personenbeförderungsgesetz wahr-
zunehmen haben. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 5a – neu – (§ 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 7b – neu –SchwarzArbG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 5 folgende Nummer 5a einzufügen: 

,5a. Nach § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 7a wird folgende Nummer 7b eingefügt: 

„7b. das Personenbeförderungsgesetz,“ ʻ 

Begründung: 

Bekanntermaßen besteht auch im Personenbeförderungsgewerbe ein erhöhtes Risiko für das Auftreten 
schattenwirtschaftlicher Aktivitäten wie Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung. Aktuelle Untersuchun-
gen in Berlin, aber auch in anderen bundesdeutschen Großstädten belegen, dass insbesondere im Bereich 
des Taxen- und Mietwagengewerbes die Möglichkeiten zur Zusammenarbeit zwischen den nach Landes-
recht für die Genehmigung und Überwachung des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftfahrzeugen nach § 46 
PBefG zuständigen Behörden und der Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls gestärkt werden müssen, 
um der signifikanten Zunahme der Schattenwirtschaft in diesem Bereich effektiver entgegenwirken zu 
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können. Neben der Aufnahme der nach Landesrecht für die Genehmigung und Überwachung des Gelegen-
heitsverkehrs mit Kraftfahrzeugen nach § 46 PBefG zuständigen Behörden in § 2 Absatz 2 Satz 1 Schwarz-
ArbG ist daher auch eine Unterrichtungspflicht der Zollbehörden gegenüber den zuständigen Stellen bei 
Verstößen gegen das Personenbeförderungsgesetz zu schaffen. Die Regelung bewirkt, dass die nach Lan-
desrecht für die Genehmigung und Überwachung des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftfahrzeugen nach § 46 
PBefG zuständigen Behörden frühzeitig Kenntnis von den bei Kontrollen des Zolls zur Aufdeckung von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung festgestellten Anhaltspunkten für Verstöße gegen Vorschriften 
des Personenbeförderungsgesetzes erlangen. Dadurch werden die zuständigen Behörden in die Lage ver-
setzt, personenbeförderungsrechtlichen Zuwiderhandlungen zeitnah entgegenwirken zu können. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 12 Absatz 1 Nummer 1 und 3 SchwarzArbG) 

Artikel 1 Nummer 8 ist wie folgt zu fassen: 

,8. § 12 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird aufgehoben. 

b) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Zollverwaltung“ die Wörter „sowie die nach Landesrecht 
zuständige Behörde jeweils für ihren Geschäftsbereich“ eingefügt.ʻ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Änderung führt dazu, dass die nach Landesrecht zuständige Schwarzarbeitsbekämp-
fungsbehörde als Annex zu den eingeräumten Prüfungs- und Betretungsrechten auch hieraus resultierende 
Pflichtverletzungen verfolgen und ahnden kann. 

Im Rahmen der Änderung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes (SchwarzArbG) werden den nach Lan-
desrecht zuständigen Schwarzarbeitsbekämpfungsbehörden in den §§ 2a Absatz 3, 3 Absatz 6 und 4 Ab-
satz 1a Prüfungs- und Betretungsbefugnisse übertragen. Um eine wirksame Aufgabenwahrnehmung durch 
die Landesbehörden zu gewährleisten, werden durch die Änderung des § 5 Absatz 1 Satz 1 und 2 gegenüber 
diesen Behörden gleichzeitig die korrespondierenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten normiert. Eine 
Verletzung dieser Duldungs- und Mitwirkungspflichten führt zu einer Ordnungswidrigkeit, die nach § 8 Ab-
satz 2 SchwarzArbG bußgeldbewehrt ist.  

§ 12 Absatz 1 bestimmt die zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG). Nach derzeitiger Rechtslage wären dies gemäß § 12 Absatz 1 
Nummer 3 die Behörden der Zollverwaltung. Folglich hätte die nach Landesrecht zuständige Schwarzar-
beitsbekämpfungsbehörde im Falle des Vorliegens einer Verletzung der Duldungs- und Mitwirkungspflich-
ten zu entscheiden, ob sie die Behörden der Zollverwaltung zwecks Verfolgung und Ahndung dieser Ord-
nungswidrigkeit einschaltet. Dieses Auseinanderfallen der Zuständigkeit innerhalb eines Kontextes erscheint 
nicht zielführend und sachgerecht. Bereits zum jetzigen Zeitpunkt werden Verstöße gegen Mitwirkungs- und 
Vorlagepflichten seitens der Zollverwaltung mangels entsprechender Kapazitäten eher restriktiv verfolgt. 
Wenn die nach Landesrecht zuständigen Behörden Verstöße gegen die benannten Pflichten an die Behörden 
der Zollverwaltung melden und diese Verfahren gegebenenfalls dort mangels Kapazitäten nicht weiter ver-
folgt werden, dürfte dies zu neuen Friktionen im Verhältnis untereinander führen. Dies kann durch die vor-
geschlagene Änderung vermieden werden. So kann die nach Landesrecht zuständige Behörde wegen des 
allgemein geltenden Opportunitätsprinzips im Bereich des Ordnungswidrigkeitenrechts selbst entscheiden, 
ob sie die begangene Pflichtverletzung verfolgt und gegebenenfalls ahndet. Zudem würden etwaige Bußgel-
der der betreffenden Kommunen bzw. dem Land zufließen. Letztlich würde die einheitliche Zuständigkeit 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde auch eher dem verfassungsrechtlichen Gebot der klaren Zustän-
digkeitsverteilung und -abgrenzung zwischen Bund und Ländern entsprechen.  

Für den Fall, dass die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung der Verletzung von Duldungs- und 
Mitwirkungspflichten bei den Behörden der Zollverwaltung verbleibt, müssten die nach Landesrecht zustän-
digen Schwarzarbeitsbekämpfungsbehörden die Behörden der Zollverwaltung entsprechend über den Sach-
verhalt sowie die Pflichtverletzung unterrichten, um die Verfolgung und gegebenenfalls Ahndung dieser 
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Ordnungswidrigkeit überhaupt zu ermöglichen. Dies dürfte im Ergebnis nicht weniger aufwändig sein als 
gegebenenfalls die Einleitung eines Bußgeldverfahrens in eigener Zuständigkeit.  

4. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe a1 – neu – (§ 36 Absatz 2a StVG) 

In Artikel 3 Nummer 2 ist nach Buchstabe a folgender Buchstabe a1 einzufügen: 

„a1) Absatz 2a wird neu gefasst: 

„(2a) Die Übermittlung aus dem Zentralen Fahrzeugregister nach § 35 Absatz 1 Nummer 9 darf 
durch Abruf im automatisierten Verfahren an die mit der Kontrolle und Erhebung von bundesgesetz-
lich geregelten Steuern betrauten Dienststellen der Finanzbehörden erfolgen, soweit dies für die 
gleichmäßige Steuerfestsetzung und -erhebung nach § 85 der Abgabenordnung erforderlich ist.““ 

Begründung: 

Seit dem Übergang der Zuständigkeit für die Festsetzung und Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer zum 1. Juli 
2014 auf den Bund ist der Zugriff der Finanzämter auf die Daten der Kraftfahrzeugsteuer nicht mehr möglich. 
Der Zugriff auf die Kfz-Datenbestände wurde und wird nach Rückmeldung aller Länder jedoch für die Ar-
beitsbereiche Veranlagung, Umsatzsteuerprüfung und -innendienst, Betriebsprüfung, Vollstreckung, Erb-
schaftsteuer, Bußgeld- und Strafsachenstelle als weiterhin unbedingt erforderlich angesehen, um so eine 
gleichmäßige Steuerfestsetzung und -erhebung zu gewährleisten (§ 85 AO). 

Der vom Bundesrat als notwendig erachtete Zugriff der Finanzbehörden auf die Fahrzeug- und Halterdaten 
sollte durch eine Erweiterung der Zugriffsberechtigung auf die Daten des Kraftfahrt-Bundesamtes hergestellt 
werden. Hierzu ist es erforderlich, den bisher auf die Bereiche der Steuerfahndung sowie der Umsatzsteuer-
betrugsbekämpfung beschränkten automatisierten Zugriff auf die Daten des Kraftfahrt-Bundesamtes auf die 
übrigen relevanten Arbeitsbereiche der Finanzverwaltung auszudehnen. Dies geschieht durch die Neufas-
sung von § 36 Absatz 2a StVG, wodurch der bisher in § 36 geregelten Online-Datenabruf auf alle mit der 
Kontrolle und Erhebung von bundesgesetzlich geregelten Steuern betrauten Dienststellen der Finanzbehör-
den erweitert wird. 

Die Daten des Kraftfahrtbundesamtes sind für die Finanzbehörden für eine Vielzahl von Verfahren von Be-
deutung. Neben dem Aufdecken von Lieferketten zur wirksamen Bekämpfung des Karussellbetrugs dienen 
die Daten u.a. auch der Prüfung der Fahrzeugüberlassung an Arbeitnehmer im Bereich der Ertragsteuer. 
Ferner sind für die Vollstreckungsstellen aktuelle Halterdaten z. B. bei der Pfändung von Kraftfahrzeugen 
erforderlich; historisierte Halterdaten dienen wiederum der Aufdeckung von Vollstreckungsvereitelungen, 
indem Halterwechsel, die aus Gründen der Vermögensverschiebung erfolgten, umgehend nachgewiesen 
werden können.  

Durch die Gesetzesänderung werden für die Finanzbehörden keine neuen Informationen erschlossen, die 
nicht bereits derzeit vom Kraftfahrtbundesamt auf schriftlichem Wege durch die Finanzbehörden angefordert 
werden können (§ 35 Absatz 1 Nummer 9 StVG). Es findet lediglich eine Anpassung des Verfahrens an die 
technischen Gegebenheiten statt, wodurch mithilfe der sich daraus ergebenden Beschleunigung auch die 
präventive Wirkung dieser Maßnahmen verbessert wird. 

Daneben entfallen vermeidbare sowie teilweise fehleranfällige Arbeitsschritte in einem nicht unbedeutenden 
Umfang, wie etwa die listenmäßige Aufbereitung der Fahrzeugidentifikationsnummern für das schriftliche 
Auskunftsersuchen durch die Steuerverwaltung, die Einzelabfragen im Zentralen Fahrzeugregister und das 
Zusammenstellen der entsprechenden Antworten seitens des Kraftfahrtbundesamtes. Schließlich fallen auch 
die Arbeiten, Zeiten und Entgelte fort, die durch die Versendung und Beantwortung der Ersuchen auf dem 
Postweg anfallen. 
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Anlage 4 

Gegenäußerung der Bundesregierung  

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 

 

Zur Stellungnahme im Allgemeinen:  

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich Initiativen, die geeignet sind, Schwarzarbeit und illegale Beschäfti-
gung zurückzudrängen. Dies gilt auch für Vorschläge, die die Möglichkeiten der nach Landesrecht zuständigen 
Behörden zur Mitwirkung an der Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung stärken. 

 

Zu Artikel 1 Nummer 1a – neu – (§ 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8b – neu – SchwarzArbG)  

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.  

Damit soll der Kreis der Zusammenarbeitsbehörden der Finanzkontrolle Schwarzarbeit um die nach Landesrecht 
für die Genehmigung und Überwachung des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftfahrzeugen zuständigen Behörden 
erweitert werden. Wie in der Begründung des Vorschlags ausgeführt, gehört das Personenbeförderungsgewerbe 
zu den besonders von Schwarzarbeit betroffene Branchen. Es unterliegt daher der Mitführungs- und Vorlage-
pflicht von Ausweispapieren nach § 2a Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG) sowie der Sofortmel-
depflicht zur Sozialversicherung nach § 28a Absatz 4 SGB IV. Die Zusammenarbeit zwischen der Zollverwaltung 
und den zuständigen Landesbehörden ist geeignet, durch beiderseitigen Informationsaustausch verstärkt darauf 
hinzuwirken, dass unrechtmäßiges Verhalten eines Unternehmers zu straf- und / oder ordnungsrechtlichen Kon-
sequenzen führen kann. 

 

Zu Artikel 1 Nummer 5a – neu – (§ 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 7b – neu – SchwarzArbG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.  

Er steht in fachlichem Zusammenhang mit dem Vorschlag zu Artikel 1 Nummer 1a – neu. Gemäß § 6 Absatz 3 
SchwarzArbG unterrichtet die Finanzkontrolle Schwarzarbeit die jeweils zuständige Stelle, wenn sich Anhalts-
punkte für Verstöße – hier gegen das Personenbeförderungsgesetz – ergeben, deren Verfolgung in den Zuständig-
keitsbereich der jeweiligen anderen Stelle fällt. Dem liegt die Wertung zugrunde, dass bei einer Stelle verfügbare 
Informationen die jeweils zuständige Stelle erreichen. Über eine Zusammenarbeitsvereinbarung zwischen der 
Zollverwaltung und den zuständigen Länderressorts sind die Einzelheiten der Zusammenarbeit zu regeln. 

 

Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 12 Absatz 1 Nummer 1 und 3 SchwarzArbG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.  

Da mit dem Gesetzentwurf eigene Prüfungsbefugnisse für die nach Landesrecht zur Bekämpfung der handwerks- 
und gewerberechtlichen Schwarzarbeit zuständigen Behörden im SchwarzArbG aufgenommen werden und daher 
auch bei ihren Prüfungen bußgeldbewehrte Zuwiderhandlungen möglich sind, ist diese Regelung zur Zuständig-
keit für die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeiten folgerichtig. 

 

Zu Artikel 3 Nummer 2b – neu – (§ 36 Absatz 2a StVG) 

Der Vorschlag wird von der Bundesregierung geprüft. 
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